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Ein Betrieb, eine Interessensvertretung, ein Tarifvertrag – das war die Situation im Gesundheits- 
und Sozialwesen, bevor politisch entschieden wurde, die Branche dem wirtschaftlichen Wett-
bewerb zu überlassen. Heute sind Tochtergesellschaften, Fremdvergaben und Werkverträge die 
Regel und nicht die Ausnahme. Die Aufspaltung der Betriebe in immer kleinere Einheiten soll 
Beschäftigte, ihre gesetzliche Interessensvertretung und die Gewerkschaft schwächen. Das ist 
nicht nur für die Beschäftigten dramatisch, sondern hat auch fatale Folgen für die Qualität der 
Versorgung. »Wir alle sind das Krankenhaus!«, ist unser ver.di-Motto, denn Arbeit im Krankenhaus 
ist Teamarbeit. Am besten funktioniert sie bei einer einheitlichen Struktur und gemeinsam ent-
wickelten Abläufen, die sich am Patienten orientieren und nicht an möglichst niedrigen Kosten. 
Ohne die engagierten Kolleginnen und Kollegen aus dem Patiententransport, der Sterilisation, der 
Wäscherei und Reinigung, der Bettenaufbereitung, der Verwaltung und am Empfang, der Technik 
und in der Küche funktioniert es nicht. Doch der allgegenwärtige Kostendruck wirkt hier beson-
ders stark. In den sogenannten patientenfernen Bereichen wird der Rotstift als erstes angesetzt.

ver.di hat mit einem bundesweiten Projekt Beschäftigte von Servicegesellschaften im Gesundheits- 
und Sozialwesen gezielt dabei unterstützt, sich zu organisieren und für bessere Bedingungen zu 
streiten. Nach sechs Jahre läuft dieses Projekt Ende 2015 aus. Zeit, Bilanz zu ziehen.

In den 186 Projektbetrieben verfünffachte sich die Zahl der ver.di-Mitglieder von knapp 1.000 auf 
über 5.000. Durch diesen Zugewinn an Organisationsmacht konnten wir viele Verbesserungen 
erreichen. Zu Beginn unserer Aktivitäten lagen die Entgelte zum Teil weit unter dem seit diesem 
Jahr eingeführten gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro pro Stunde. In fast allen Fällen konnten 
wir das Niveau deutlich anheben. Lohnsteigerungen im zweistelligen Prozentbereich waren keine 
Seltenheit.

Die Methode der »bedingungsgebundenen Tarifarbeit« hat maßgeblich zum Erfolg beigetragen. 
Die Beschäftigten haben verstanden: Ohne sie läuft nichts. Nur wenn sie sich engagieren und in 
ausreichender Zahl organisieren, können wir gute Tarifverträge durchsetzen. Die Gewerkschaft 
macht keine Stellvertreterpolitik, sondern hilft bei der Selbstorganisation. ver.di sind die Beschäf-
tigten selbst.

In dieser Broschüre fassen wir die Erfahrungen aus der Projektarbeit zusammen. Viele sollen davon 
profitieren, die Erfolge sollen Ansporn sein.

Auch nach Abschluss des Projekts bleiben wir am Ball. Gegen die zum Teil schon absurde Auf-
spaltung der Betriebe und die Ausweitung der Werkverträge ist der Gesetzgeber gefragt. Gute 
Tarifverträge durchsetzen können wir zusammen, die Beschäftigten und ihre Gewerkschaft ver.di. 
Gemeinsam für gute Arbeit – ihr habt sie verdient!

Herzliche Grüße

Sylvia Bühler 
Mitglied im ver.di-Bundesvorstand und Bundesfachbereichsleiterin  
Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen

Vorwort
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Eine Broschüre zum aktiv werden

Was ist eine Gewerkschaft? Sie ist eine Selbst- 
organisation von abhängig Beschäftigten. In 
ihr werden Menschen aktiv, die ihre Arbeitsbe-
dingungen verbessern wollen. Dabei soll diese 
Broschüre helfen – besonders den Kolleginnen 
und Kollegen in Servicegesellschaften von 
Krankenhäusern und Sozialeinrichtungen.

Die Kraft der Gewerkschaften kommt 
aus den Betrieben. Nur durch das gemein-
schaftliche Engagement der Kolleginnen und 
Kollegen vor Ort lassen sich Verbesserungen 
durchsetzen. Auch wenn Gewerkschaften wie 
ver.di über eine stattliche Zahl hauptamtlicher 
Mitarbeiter verfügen, sind ehrenamtlich aktive 
Beschäftigte der Kern allen Handelns. 

Das Grundgesetz schreibt in Artikel 9,  
Absatz 3 die Koalitionsfreiheit (Vereinigungs-
freiheit) fest. Dabei handelt es sich um ein  
doppeltes Recht: Das Recht jedes Einzelnen, 
sich einer Gewerkschaft anzuschließen, und 
das Recht einer Gewerkschaft, sich für die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen einzu-
setzen.

1
Auf diesem Grundrecht basiert auch das Ta-
rifvertragsgesetz. Tarifverträge sind Vereinba-
rungen zwischen Gewerkschaften und Arbeit-
gebern, die Arbeitsbedingungen verbindlich 
regeln. Typischerweise werden darin Bezahlung 
(Entgeltordnung und Entgelttabelle), Arbeits-
zeit, Urlaub, Gesundheitsschutz etc. festge-
schrieben. 

Anders als bei einem Automobilclub – den 
man anruft, damit er einen hauptamtlichen 
Mitarbeiter schickt, um einen Missstand zu 
beheben – muss man in einer Gewerkschaft 
selbst aktiv werden. Die ver.di-Hauptamtlichen 
sind dabei eine zusätzliche Hilfe. Sie sollen die 
Selbstorganisation der abhängig Beschäftigten 
unterstützen. Diesem Ziel dient auch diese 
Broschüre.

Sie richtet sich speziell an Beschäftigte aus-
gegründeter Servicegesellschaften im Gesund-
heits- und Sozialwesen. Doch die vorgestellten 
Ansätze können auch in anderen tariflosen 
Firmen und Institutionen angewandt werden. 

Basierend auf unseren Erfahrungen stellt 
die Broschüre erfolgreiche Ideen vor und be-
richtet aus der Praxis. Sie dokumentiert Erfolge 
aus einem speziell für Servicegesellschaften 
aufgelegten Projekt, das im Dezember 2015 
nach über sechs Jahren endet. Ziel war es, mit 
Hilfe der Methode der »bedingungsgebun-
denen Tarifarbeit« die Arbeitsbedingungen in 
diesem in weiten Teilen tariflosen Bereich zu 
verbessern. 

Das ist vielfach gelungen. Es wurden Tarif-
verträge abgeschlossen, die den Einkommens-
unterschied zum Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst (TVöD) verkleinerten. Vereinzelt 
wurde die Lücke zu dieser tarifpolitischen »Leit-
währung« geschlossen. Mancherorts konnten 
Beschäftigte sogar wieder in die Stammbeleg-
schaft zurückgeführt werden. Wer also in einer 
solchen Servicegesellschaft arbeitet und dort 
etwas verändern möchte, bekommt mit dieser 
Broschüre viele positive Beispiele an die Hand, 
um andere vom Mitmachen zu überzeugen.
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Lohndumping durch Outsourcing:  
Das Phänomen Servicegesellschaften

Ist es nur bei uns so schlimm? Eine Frage, die 
sich viele Kolleginnen und Kollegen immer 
wieder stellen. Doch die Probleme in den 
Servicegesellschaften sind meist ganz ähnlich. 
Das machen die Beispiele in dieser Broschüre 
deutlich.

Ausgliederungen bzw. die Gründung von 
Tochterfirmen gibt es auch im Sozial- und Ge-
sundheitswesen  schon lange. Oftmals dienten 
sie der Erschließung neuer Tätigkeitsfelder. 
Beispiel: Ein Seniorenheim gründet noch einen 
ambulanten Dienst. Oder es werden bestimmte 
Gewerke an Drittfirmen vergeben, zum Beispiel 
Reparaturen oder die zweimal jährliche Fens-
terreinigung. Doch in den vergangenen zehn 
bis fünfzehn Jahren haben Fremdvergaben und 
Werkverträge eine ganz andere Dimension 
angenommen – als Mittel, Kosten zu Lasten 
der Beschäftigten zu reduzieren. Spätestens 
mit der Umstellung der Krankenhausfinanzie-
rung auf sogenannte Fallpauschalen (Diagnosis 
Related Groups, DRG) hat dieser Trend rasant 
zugenommen. Die nachfolgend beschriebenen 
Entwicklungen finden im gesamten Gesund-
heits- und Sozialwesen statt. Dennoch gehen 
wir hauptsächlich auf Krankenhäuser ein, da 
sich das ver.di-Projekt darauf konzentriert hat.

Einst waren die meisten Krankenhäuser 
kommunal. Es gab ein paar Landeskranken-
häuser. Hinzu kamen einige freigemeinnützige 
Häuser. Private Kliniken gab es nur wenige. 
In den öffentlichen Krankenhäusern galt der 
Bundesangestellten-Tarifvertrag (BAT), der 
später durch den Tarifvertrag für den öffentli-
chen Dienst (TVöD) abgelöst wurde. Die freige-
meinnützigen Krankenhäuser setzten meist mit 
etwas zeitlichem Verzug den BAT bzw. TVöD zu 
großen Teilen um. 

Heutzutage gibt es hingegen immer mehr 
tariflose Bereiche. In vielen der Tochterunter-
nehmen werden angeblich »branchenübliche« 
Tarifverträge aus dem Gebäudereinigerhand-
werk, dem Hotel- und Gaststättengewerbe, 
der Leih- und Zeitarbeit sowie eigenständige, 
selbst erstellte Regelungen angewendet. Eine 
echte Tarifbindung gibt es nicht. Und oftmals 
werden nur Teile der genannten Tarifverträge 
umgesetzt. So fehlen mal das Urlaubsgeld, 

2
mal die Zeitzuschläge, mal der Mehrarbeitszu-
schlag, mal dieses, mal jenes. Wesentliche Teile 
der Belegschaften lassen sich zudem gar nicht 
in den angewandten Tarifen abbilden. Da wird 
der Patientenbegleitdienst tariflich kurzerhand 
zur Reinigungskraft oder der Hol- und Bringe-
dienst zur Küchenhilfe. 

Auch sonst ist das Gerede von branchen-
üblichen Tarifverträgen verlogen. Um nur zwei 
Beispiele zu nennen: Wenn Patientenverpfle-
gung vergleichbar wäre mit Küchentätigkeit in 
einem Fast-Food-Restaurant, müsste es dort 
auch üblicherweise Diätassistentinnen geben. 
Und wäre die hygienisch sehr anspruchsvolle 
Krankenhausreinigung mit normaler Büroreini-
gung gleichzusetzen, müsste durch die Büros 
auch ein Desinfektor laufen. Hier werden ganz 
offenkundig Äpfel mit Birnen verglichen.

Mit der Ausgliederung von Dienstleistungen 
hat sich in den vergangenen Jahren ein neuer 
Begriff herausgebildet – der Begriff der »Ser-
vicegesellschaften«. Ausgedrückt werden soll 
damit, dass es sich nicht um das Kerngeschäft 
handelt, sondern um mittelbare Dienstleis-
tungen. Angeblich seien dies keine typischen 
Krankenhaus- oder Pflegeheimtätigkeiten. Und 
deswegen müssten sie auch nicht nach einem 
Krankenhaus- oder Pflege-Tarifvertrag bezahlt 
werden. Der Begriff dient also einzig und allein 
der Spaltung und Ungleichbehandlung von 
Beschäftigten in Gesundheits- und Sozialein-
richtungen.

Die Situation der Beschäftigten in den 
sogenannten Servicegesellschaften des Sozial- 
und Gesundheitswesens ist sehr unterschied-
lich. Der Zerfaserung von Arbeits- und Ein-
kommensbedingungen wird dadurch Vorschub 
geleistet, dass Dienstleistungen in immer klei-
nere Einzelgesellschaften aufgespalten werden. 
Von dieser Entwicklung besonders betroffen 
sind Bereiche wie Reinigung, Küche, Technik, 
Pforte, Wäscherei, Hauswirtschaft, Hol- und 
Bringedienst, Bettenzentrale, Wachdienst, 
Cafeteria, Stationsservice, vermehrt aber auch 
therapeutische Tätigkeiten wie Physiotherapie, 
Logopädie und Psychotherapie. Das Klinikum 
oder die Sozialeinrichtung besteht in der Folge 
aus zahlreichen Einzelgesellschaften, die alle 
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ein Betrieb behandelt, arbeitsrechtlich gelten 
sie jedoch als unabhängige Unternehmen. Es 
wird mit zweierlei Maß gemessen.

Die Verfahrensweisen bei Gründung und 
Betrieb dieser Tochtergesellschaften sind eben-
so unterschiedlich wie die jeweiligen (willkür-
lichen) Regelungen zu Löhnen und Gehältern. 
Eines aber haben nahezu alle Servicegesell-
schaften ohne ver.di-Tarifvertrag gemeinsam: 
Das Einkommensniveau liegt um bis zu  
40 Prozent unterhalb dem der Mutterhäuser, 
wenn diese an den TVöD oder den Tarifvertrag 
der Länder (TV-L) gebunden sind. Die Folgen 
sind Niedriglöhne, die oftmals mit Arbeits- 
losengeld II aufgestockt werden müssen. Auch 
eine spätere Altersarmut ist in diesen Fällen 
programmiert. Und nicht nur das. Überstun-
den, Leistungsverdichtung, Befristungen, 
Arbeit auf Abruf, geteilte Dienste und Repressi-
on sind in etlichen Servicegesellschaften an der 
Tagesordnung.

Wie wichtig ein guter Tarifvertrag ist, zeigt 
die folgende Grafik. Berechnet wurde das 
Entgelt im Gesundheits- und Sozialwesen je 
Vollzeitäquivalent, also die Bezahlung einer 
Vollzeitstelle in abhängiger Beschäftigung.

zum gleichen Träger(-Konzern) gehören.  
Im ungünstigen Fall müssen die Beschäftigten 
nach der Ausgliederung in eine weitere  
Servicegesellschaft wechseln. So entstehen 
Kettenbefristungen – der Kündigungsschutz 
wird ausgehebelt, Sicherheit und Zeiten der 
Betriebszugehörigkeit gehen verloren.

Wohlgemerkt: Die Beschäftigten machen 
nachher genau dieselbe Tätigkeit wie vorher. 
Auch die Vorgesetzten bleiben in aller Regel 
dieselben. Nur der Name des Unternehmens 
wechselt ständig. Dem Finanzamt erklären die 
Krankenhäuser, dass es sich bei den vielen Ser-
vicebetrieben zwar um unterschiedliche Gesell-
schaften handelt, alles aber ein großes Ganzes 
darstellt. Es soll nur insgesamt besteuert wer-
den, bei Leistungen innerhalb des Konzerns 
werden keine Steuern fällig. Wenn es aber 
um Tarifverträge geht, wird den Beschäftigten 
erklärt, es handele sich um lauter verschiedene 
Unternehmen, die nur zufällig denselben Be- 
sitzer haben. Man dürfe das auf keinen Fall als  
eine Einheit sehen. Ergo: Steuerrechtlich wer-
den die ausgegründeten Werkvertragsfirmen – 
und nichts anderes sind die Servicegesellschaf-
ten – dieser Einrichtungen und Konzerne wie 

1.500 €

2.000 €

2.500 €

3.000 €

201020052000

mit Bindung an Tarifvertrag

mit Orientierung am Tarifvertrag

ohne Bezug zum Tarifvertrag

Lohn/Gehalt je Vollzeitäquivalent im Sozial- und Gesundheitswesen

Quelle: IAB-Betriebspanel / eigene Berechnungen
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3Ohne Durchsetzungsfähigkeit geht nichts:  
Zur Methode der »bedingungsgebundenen Tarifarbeit«

Die traditionelle Form des Flächentarifver- 
trags – bei dem dieselben Regelungen in mög-
lichst allen Betrieben einer Branche in einer 
Region gelten – ist für die Servicegesellschaf-
ten der Krankenhäuser derzeit in den meisten 
Fällen keine Option. 

Zum einen fehlt das entsprechende Ge-
genüber: Die Arbeitgeber gehören fast durch-
gängig keinem öffentlichen bzw. Kranken-
hausarbeitgeberverband an. Stattdessen sind 
sie teilweise den Verbänden des Hotel- und 
Gaststättengewerbes oder der Gebäudereini-
gung angeschlossen, mit denen nicht ver.di die 
Tarifverträge aushandelt. 

Zum anderen sind häufig zunächst wenige 
Kolleginnen und Kollegen in Servicegesellschaf-
ten gewerkschaftlich organisiert. Viele wissen 
weder genau, was eine Gewerkschaft ist und 
welche Rolle sie selbst darin spielen können, 
noch wie ein Tarifvertrag zustande kommt. 
Mit ver.di, ihren Themen und mit Tarifver-
handlungen können sie sich anfangs oft nicht 
identifizieren. Deshalb ist es zumeist unrealis-
tisch, kurzfristig die Anbindung an bestehende 
Flächentarifverträge durchzusetzen.

In dieser Situation ist die »bedingungsge-
bundene Tarifarbeit« ein wichtiges Instrument, 
die Beschäftigten zu organisieren, die Arbeits-
bedingungen zu verbessern und ver.di-Hausta-
rifverträge in den Servicegesellschaften durch-
zusetzen. Die Methode bedeutet, dass die 
aktiven ehrenamtlichen Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter vor Ort gemeinsam mit 
dem oder der zuständigen Hauptamtlichen dis-
kutieren, welche gewerkschaftliche Stärke und 
Durchsetzungsfähigkeit im Betrieb notwendig 
sind, um reale, spürbare Verbesserungen zu 
erreichen. 

Dabei geht es zum Beispiel um konkrete 
Anforderungen an Organisationsgrad (Zahl der 
Mitglieder), Aktivität (Zahl der aktiven Mitglie-
der) und Aktionsbereitschaft (Beteiligung an 
Aktivitäten bis hin zum Streik).

Bevor Tarifverhandlungen aufgenommen 
werden, werden diese Bedingungen mit den 
Beschäftigten besprochen. In einem Workshop 
wird den ehrenamtlich Aktiven Verständnis und 
Wissen über Gewerkschafts- und Tarifarbeit 

vermittelt. Mit Hilfe von Zahlen, Daten und 
Fakten werden den Beschäftigten die Vorteile 
von Gewerkschaftsmitgliedschaft und Hausta-
rifvertrag deutlich gemacht. Die Formen und 
Argumente werden auf die Situation vor Ort 
abgestimmt. Erst wenn die Belegschaft durch 
diese Aktivitäten durchsetzungsfähig geworden 
ist, wird eine Tarifkommission gewählt und 
werden die Verhandlungen aufgenommen.

Mit der Durchsetzung von Haustarifver-
trägen bekommen die Beschäftigten in den 
von uns begleiteten Servicebelegschaften das 
Gefühl, dass sie der Situation nicht ohnmächtig 
ausgeliefert sind. Die Verantwortung für die 
Auseinandersetzung tragen die Aktivengrup-
pen und Tarifkommissionen vor Ort selbst. 
Damit verbunden ist die Möglichkeit, sich für 
die eigenen Belange einsetzen zu können. 

In einer Reihe von Servicegesellschaften 
hat das nicht nur zu deutlich ansteigenden 
Mitgliederzahlen bei ver.di geführt, sondern in 
der Folge auch zu materiell sehr guten Tarifab-
schlüssen, wie die Beispiele in dieser Broschüre 
deutlich machen. Mit der »bedingungsgebun-
denen Tarifarbeit« konnten diese Effekte – 
mehr Mitglieder = bessere Tarifabschlüsse – in 
sehr vielen Projektbetrieben realisiert werden.

Es hat sich als erfolgreich erwiesen, die 
gewerkschaftliche Strategie – also die Frage, 
ob es einen Tarifvertrag geben soll und was 
dessen wichtigste Inhalte sind – mit den Kol-
leginnen und Kollegen vor Ort zu diskutieren. 
Dazu gehört eine gute Informations- und 
Aufklärungsarbeit. Es muss erklärt werden, wie 
Tarifverträge zustande kommen, dass dafür 
ein hoher gewerkschaftlicher Organisations-
grad unabdingbar ist. Wichtig ist klarzustellen, 
dass die Beschäftigten die Durchsetzung der 
eigenen Interessen nicht anderen übertragen 
können, sondern dass sie selbst aktiv werden 
müssen – notfalls mit Streik. Immer wieder 
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müssen auch Missverständnisse über die Rolle 
der Betriebsräte geklärt werden. Diese kön-
nen zwar bei guter Zusammenarbeit eine sehr 
große Hilfe sein, aber schon rein rechtlich nicht 
selbst Tarifverträge abschließen. Nur wenn 
durch eine eigenständige gewerkschaftliche 
Interessenvertretung – die Gründung von 
Aktiven- oder Betriebsgruppen, die Wahl von 
Tarifkommissionen – die Grundlage gelegt ist, 
sind tarifpolitische Erfolge möglich.

Die Methode der »bedingungsgebunde-
nen Tarifarbeit« ist ein Ansatz, der die Ver-
antwortung für die tarifliche Gestaltung bei 
den Betroffenen im Betrieb belässt. Insoweit 
unterscheidet sie sich von eher traditionel-
len Methoden. Sie ist gerade für den Aufbau 
gewerkschaftlicher Stärke im Betrieb erfolgver-
sprechend. Bei der Anwendung dieser Metho-
de haben wir eine Vielzahl von Werkzeugen 

entwickelt. Einige Muster und Ideen findet  
ihr am Ende dieser Broschüre. (Alle Tools sind  
im Handbuch zur bedingungsgebundenen  
Tarifarbeit im Mitgliedernetz veröffentlicht:  
bit.ly/mgn-aktivsein). Der Erfolg des Projekts – 
mehr Mitglieder, größere Durchsetzungsfähig-
keit, deutlich bessere Tarifabschlüsse – zeigt, 
dass es sich lohnt, alte methodische Trampel-
pfade zu verlassen und etwas Neues auszupro-
bieren. Nebenbei: Den Beteiligten hat es meist 
einen Riesenspaß gemacht!
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Bernd Becker
Dez. 2009 bis März 2013 
in Sachsen, Sachsen- 
Anhalt und Thüringen

Dr. Oliver Dilcher 
Projektleiter 
Nov. 2009 bis  
April 2013 

Lorenz Ganterer 
Juni 2010 bis Dez. 2011 in 
Bayern 

4Das Team des Serviceprojekts

Thorsten Hautmann 
Jan. 2010 bis Dez. 2011 
in Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz, Saarland; 
bis April 2015 Bayern

Gisela Neunhöffer  
seit Jan. 2015 in Berlin, 
Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern 

Jens Ortmann 
April 2010 bis Okt. 2014  
in Hessen,  
Nordrhein-Westfalen

Uwe Ostendorff  
Nov. 2009 bis Jan. 2013 in 
Berlin, Brandenburg,  
Mecklenburg-Vorpommern; 
seit Mai 2013 Projektleiter

Marco Paschke  
Nov. 2009 bis Dez. 2013  
in Bremen, Hamburg,  
Niedersachsen,  
Schleswig-Holstein

Catrin Przewozny  
Juni bis Dez. 2013 in Berlin, 
Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern; seit Jan. 
2014 in Bremen, Hamburg, 
Niedersachsen,  
Schleswig-Holstein

Kai Schumann 
seit Juli 2012 in  
Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz, Saarland

André Urmann 
Juni 2012 bis März 2015 in 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen

Kathrin Weidenfelder 
Aug. 2013 bis Juli   
2014 in Bayern

Den hier genannten Kolleginnen und Kollegen sei an dieser Stelle noch einmal für ihr außergewöhnliches Engagement und 
ihre hohe Motivation gedankt. Allen bereits aus dem Projekt Ausgeschiedenen und den zum Projektende Dezember 2015 
Ausscheidenden sei gesagt: Es ist schön, euch auch weiterhin, wenn auch in anderer Funktion, an unserer Seite zu wissen.
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5Beispiele aus der Praxis

Jede betriebliche Auseinandersetzung ist  
anders. Und doch gibt es viele Gemeinsam- 
keiten. Das wird anhand der folgenden Praxis- 
beispiele deutlich. Sie stellen lediglich eine 
kleine Auswahl der mit dem Projekt verbunde-
nen Aktivitäten dar. Aus Platzgründen konnten 
wir nur einige Fälle aufgreifen. Den Aktiven in 
diesen Servicegesellschaften – aber auch den 
vielen Kolleginnen und Kollegen der anderen 
Betriebe, die sich für die Durchsetzung tarifli-
cher Standards engagiert haben und in dieser 
Broschüre nicht erwähnt werden – gilt unser 
Respekt. Sie haben sich in teils langwierigen 
und belastenden Konflikten für die Interessen 
der Beschäftigten eingesetzt. Trotz Einschüch-
terungsversuchen und Repression haben sie 
sich ihr grundgesetzlich verbrieftes Recht  
auf gewerkschaftliche Organisierung nicht 
nehmen lassen.

In den meisten Fällen hat das zu deutlichen 
Verbesserungen geführt. Die erreichten Haus-
tarifverträge haben die Lücke zum Niveau des 
Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
verringert, in manchen Fällen konnten Tätigkei-
ten in die Muttergesellschaft zurückgeholt wer-
den. Diese Erfahrungen zeigen: Wer kämpft, 
kann gewinnen. Widerstand lohnt sich.
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Klinik Catering Chemnitz:  
Nach 13 Jahren wieder mit  Tarifvertrag 

Stundenlöhne ab sechs Euro – das war die 
Realität in der Klinik Catering Chemnitz GmbH 
zu Beginn des Projekts im Jahr 2010. Gewerk-
schaftsmitglieder gab es so gut wie keine. 
Doch eine Gruppe von Kolleginnen und Kol-
legen wollte das ändern. Sie warb nach und 
nach die Mehrheit der Belegschaft für ver.di 
und startete eine Vielzahl von Aktionen.  
Das hat sich gelohnt: Bis zum 1. Juli 2014 –  
vor Einführung des gesetzlichen Mindest- 
lohns – wurde der Einstiegslohn in der unters-
ten Entgeltgruppe auf 8,50 Euro angehoben. 

Die meisten Beschäftigten verdienen nun 
8,73 Euro, manche 10,21 Euro pro Stunde. 
Hinzu kamen Verbesserungen im Mantel-
tarif, so dass das Gesamtpaket für über 95 
Prozent der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer eine Tarifsteigerung von mindestens 
20 Prozent bedeutete. Zu Redaktionsschluss 
bereiteten sich die Aktivisten darauf vor, in 
einer Entgeltrunde weitere Verbesserungen 
durchzusetzen.

Die Klinik Catering 

Chemnitz GmbH  

(KCC) ist eine 

100-prozentige Toch-

tergesellschaft der 

Klinikum Chemnitz 

gGmbH. Die rund  

280 Beschäftigten 

stellen täglich  

mehrere Tausend 

Essensportionen für 

Patient/innen, Besu-

cher/innen und das 

Personal der zweit-

größten kommunalen 

Klinik Ostdeutsch-

lands her.
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Uwe Meerstein (38) 

ist gelernter Koch 

und Betriebsratsvor-

sitzender der Klinik 

Catering Chemnitz 

GmbH.

Wirkung

Monat Organisationsgrad Aktionen
Januar 2010 2 % Beginn des Projekts

November 2011 42 % Aufforderung zu Tarifverhandlungen und Sondierungs gespräch; Arbeitgeber steigt aus

März 2012 52 % Mitgliederbefragung: tarifliche Vorstellungen; Arbeitgeber lehnt Aufforderung zu Verhandlungen 
weiterhin ab

April 2012 55 % Weihnachtsmannaktion nach Nafroth

Mai 2012 59 % mehrere Warnstreiks

Juni 2012 62 % Mitgliederversammlung; Aktion: ver.di-Mitglieder der KCC machen dem Grundgesetz Beine

Juli 2012 64 % Arbeitgeber erklärt Verhandlungsbereitschaft

August 2012 65 % Mitgliederversammlung: Thema Tarifvertragsentwurf

September 2012 66 % 1. Verhandlungsrunde

Oktober 2012 65 % 2. Verhandlungsrunde: weitgehende Einigung auf die Inhalte des Manteltarifvertrags

November 2012 67 % 3. Verhandlungsrunde: Einigung bei Eingruppierung

Januar 2013 67 % 4. Verhandlungsrunde

März 2013 68 % 5. Verhandlungsrunde: Verhandlungsergebnis erzielt;  
Mitgliederversammlung: Vorstellung Verhandlungsergebnis

»In der Klinik Catering Chemnitz gab es 13 Jahre lang keinen gültigen Tarifvertrag. Der letzte 

wurde noch von der Gewerkschaft Nahrung, Genuss, Gaststätten (NGG) abgeschlossen und 

1999 gekündigt. Danach gab es – wenn überhaupt – nur minimale Lohnerhöhungen. 2011 

lagen die Stundenlöhne daher vielfach bei 6,59 Euro. Manche bekamen sogar nur 6,02 Eu-

ro. Nachdem sich die Gewerkschaften im DGB darüber verständigt hatten, dass ver.di für 

die Servicebetriebe der Krankenhäuser zuständig ist, haben wir mit Unterstützung von ver.di 

angefangen, eine schlagkräftige Truppe aufzubauen. Nach und nach haben wir den Großteil 

der Kollegen davon überzeugt, Mitglied zu werden. Dann haben wir den Arbeitgeber zu Tarif-

verhandlungen aufgefordert und mit Aktionen Druck gemacht. Doch der Geschäftsführer hat 

sich erstmal quer gestellt. Statt Verhandlungen aufzunehmen, hat er versucht, aktive Kollegen 

einzuschüchtern. Als »erzieherische Maßnahmen« hat er sie zu miesen Arbeitszeiten eingeteilt 

oder auch vorübergehend zwangsversetzt. Bei manchen hat das gewirkt. Andere hat das nur 

angestachelt, nach dem Motto: Jetzt erst recht.

Wichtig war die Solidarität der Klinik-Beschäftigten. Auch die Patienten hatten durchweg 

viel Verständnis. Jedem ist schließlich klar, dass man mit 6,59 Euro pro Stunde keine Familie 

über die Runden bringen kann. Beim ersten Warnstreik im Mai 2012 legten 80 Beschäftigte 

vier Stunden lang die Arbeit nieder. Kurz darauf haben wir mit einem eintägigen Streik nach-

gelegt. Der Geschäftsführer hatte überhaupt nicht damit gerechnet, dass so viele Leute raus-

kommen. Er hat versucht, mit Leiharbeitern einen Notbetrieb aufrecht zu erhalten. Er musste 

sich selbst in die Patientenversorgung einbringen und sich ans Band stellen. Da hat er mal 

gesehen, was für eine harte Arbeit das ist.

Am Ende musste der Arbeitgeber nachgeben und einen Tarifvertrag unterschreiben, auch 

wenn wir natürlich längst nicht all unsere Forderungen durchgesetzt haben. Fast alle Beschäf-

tigten haben von dem Abschluss profitiert. Die meisten liegen über dem – später beschlosse-

nen – gesetzlichen Mindestlohn. Der Tarifvertrag bietet die Grundlage, für weitere Verbesse-

rungen zu kämpfen. Diese Chance wollen wir in der anstehenden Lohnrunde nutzen.
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St. Georg Wirtschafts- und Logistikgesellschaft in Leipzig:  
Jeden Tag aufgeklärt und motiviert

Vor Beginn der Tarifauseinandersetzung in der 
St. Georg Wirtschafts- und Logistikgesellschaft 
mbH (T2) lagen die Stundenlöhne eines Groß-
teils der Beschäftigten bei etwa 7,40 Euro. 
Durch dieses Lohndumping sparte das Klinikum 
St. Georg jahrelang viel Geld – auf Kosten 
der Beschäftigten seiner Tochtergesellschaft. 
Unzählige Gespräche waren nötig, um den Wi-
derstand dagegen zu formieren. Im Mai 2011 
demonstrierte die Belegschaft bei zwei Warn-
streiks Geschlossenheit. Eine vom Arbeitgeber 
ausgelobte Streikbrecherprämie blieb nahezu 
wirkungslos. Durch das im Februar 2013 er-
zielte Verhandlungsergebnis stiegen die Löhne 
und Gehälter um bis zu 19 Prozent, das Tarif-
niveau insgesamt um 24 Prozent. Dazu trugen 
neben einer Steigerung der Stundenlöhne auf 
8,50 Euro auch wesentliche Verbesserungen in 

den Mantelvereinbarungen bei – zum Beispiel 
höhere Sonntagszuschläge im Cateringbereich. 
Anfang 2015 erreichte die Belegschaft weitere 
Entgeltsteigerungen zwischen 2,4 und 12,2 
Prozent sowie einen 200-Euro-Bonus für  
ver.di-Mitglieder. Eine wichtige Errungenschaft 
ist die Einführung von Entwicklungsstufen, die 
langjährige Betriebszugehörigkeit honorieren.

Die St. Georg Wirt-

schafts- und Logis-

tikgesellschaft mbH 

(T2) ist eine 100-pro-

zentige Tochter der 

Klinikum St. Georg 

gGmbH. Die rund 200 

Beschäftigten erbrin-

gen für das Klinikum 

Dienstleistungen im 

Bereich Catering und 

Logistik.

b

Mitgliederentwicklung

Wirkung
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Monat Organisationsgrad Aktionen

Januar 2010 2 % Mitarbeiterumfrage

März 2010 10 % Tarifworkshop

Mai 2010 15 % Betriebsvollversammlung

September 2010 29 % Aufforderung zu Tarifverhandlungen

November 2010 37 % Wahl der Tarifkommission

April 2011 49 % Sondierungsgespräch; Arbeitgeber stimmt der Aufnahme  
von Tarifverhandlungen zu

Mai 2011 52 % Warnstreiks

Februar 2013 52 % Verhandlungsergebnis 
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Marc Busch (30) 

arbeitet im Patienten-

transport und ist  

Betriebsratsvorsit-

zender der St. Georg 

Wirtschafts- und  

Logistikgesellschaft 

mbH (T2) in Leipzig.

»Durch den erzwungenen Wechsel vom Klinikum St. Georg in die ausgegliederte Dienstleis-

tungsgesellschaft vor einigen Jahren hatte ich von jetzt auf gleich fast 500 Euro weniger in 

der Tasche. Das war echt problematisch. Die Schulden, die ich damals angehäuft habe, zahle 

ich heute noch ab. Die Geschäftsführung hat immer wieder versprochen, die Dinge würden 

sich bessern. Doch als es 2008 netto gerade mal 30 Euro mehr gab, hat es mir gereicht.  

Zusammen mit einem Kollegen bin ich zu ver.di gegangen. Klar war, dass wir mit nur zwei  

Gewerkschaftsmitgliedern nichts ausrichten können. Also haben wir sehr, sehr viele persön-

liche Gespräche geführt. Mit Lohnvergleichen haben wir den Leuten schriftlich gegeben, 

was sie verdienen und was sie laut Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) verdienen 

müssten. Das hat viele überzeugt. Letztlich hat sich über die Hälfte der Belegschaft bei ver.di 

organisiert. Das war auch deshalb nicht leicht, weil der Ein-Prozent-Beitrag für Niedriglöhner 

schon happig ist.

Am 13. Mai 2011 hat ver.di erstmals zum Warnstreik aufgerufen. Wir hatten vorher ganz 

schön Muffensausen. Zum Glück haben sich fast alle Kollegen beteiligt – ein Riesenerfolg, den 

wir bald darauf noch einmal wiederholen konnten. Die Verhandlungen haben sich dennoch 

zwei Jahre hingezogen. Einige wurden schon ungeduldig, aber letztlich haben wir einen Tarif-

vertrag durchgesetzt. Wichtig war, die Leute immer auf dem Laufenden zu halten. Wir haben 

wirklich jeden Tag mit Kollegen geredet, sie aufgeklärt und motiviert. Wir haben zwar nicht 

das TVöD-Niveau erreicht, aber die Lohnerhöhungen konnten sich schon sehen lassen – vor 

allem für die Küchenhilfen, die vorher ganz schlecht dran waren.

Dieses Jahr haben wir nochmal nachgelegt und die Einführung von Entwicklungsstufen 

durchgesetzt, wovon besonders der Patiententransport profitiert. In den nächsten Jahren  

wollen wir weitere Schritte zur Angleichung an den TVöD gehen. Wir bleiben am Ball.
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Klinikum Fürth: 
Wieder unter einem Dach

Die Abschaffung der »Zweiklassengesell- 
schaft« – das war schon lange das Ziel von  
ver.di im Klinikum Fürth. Denn während dort 
sonst der Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TVöD) gilt, waren die Servicebeschäftig-
ten von diesem Niveau jahrelang abgekoppelt. 
Mit Haustarifverträgen war es ver.di in der 
Klinikum Fürth Servicegesellschaft immerhin 
gelungen, die Schere zum TVöD ein Stück 
weit zu schließen. Dennoch lagen die Entgelte 
im Dienstleistungsbereich 10 bis 20 Prozent 
unterhalb des TVöD-Niveaus, wofür es ange-
sichts schwarzer Zahlen – 2013 belief sich der 
Jahresgewinn des Klinikums auf 1,7 Millionen 
Euro – keinerlei Rechtfertigung gab.

In der Tarifrunde 2014 wollten die Be-
schäftigten mit dieser Ungerechtigkeit endlich 
Schluss machen. Sie unterstrichen ihre Forde-
rungen mit vielen Aktionen und dem Besuch 
einer öffentlichen Stadtratssitzung. Dadurch 
gelang es, die Servicegesellschaft im Rahmen 
eines firmenbezogenen Verbandstarifvertrages 
aufzulösen und die Belegschaft wieder unter 
dem Dach des Klinikums zu vereinen. Nun 
kommen auch die Servicebeschäftigten in den 

Genuss aller Bestandteile des TVöD – inklusive 
Jahressonderzahlung, Altersvorsorge sowie 
Zuschläge und Zulagen nach dem Zulagenplan 
der Stadt Fürth. Einzig die Tabellenvergütungen 
bleiben, bei einer rückwirkenden Erhöhung 
um 30 Euro, zunächst bestehen. Im Vergleich 
zum vorherigen Haustarifvertrag entspricht der 
durchschnittliche »Gegenwert« aller erreichten 
Verbesserungen einer Einkommenserhöhung 
von weit mehr als zehn Prozent.

Die Klinikum Fürth 

Servicegesell-

schaft mbH war 

eine 100-prozentige 

Tochter des Klinikums 

Fürth. Ihre etwa 

170 Beschäftigten 

arbeiteten in den 

Bereichen Reinigung, 

Küche, Krankentrans-

port, Patientenservice 

und Technik. Mit der 

2014 durchgesetzten 

Tarifvereinbarung 

wurden diese wie-

der in das Klinikum 

integriert.

c

Mitgliederentwicklung

20

30

40

50

60

70

80

Januar
2012

Januar
2011



19

BEISPIELE AUS DER PRAXIS

Ursula Wald-

mann-Leicht (50)  

arbeitet als Service-

kraft im Klinikum 

Fürth und war Be-

triebsratsvorsitzen-

de der mittlerweile 

wieder ins Unterneh-

men eingegliederten 

Servicegesellschaft.

Wirkung

»Zu Beginn meiner Arbeit als Servicekraft auf Station war ich direkt beim Klinikum Fürth an-

gestellt. Doch mein befristeter Vertrag wurde nicht verlängert. Stattdessen musste ich in der 

outgesourcten Servicegesellschaft anfangen. Von einem Monat auf den anderen hatte ich 

300 Euro weniger. Diese Ungerechtigkeit war unerträglich: Man macht dieselbe Arbeit, sitzt 

zusammen am Frühstückstisch, aber wird ganz unterschiedlich bezahlt. Mit Hilfe von ver.di 

haben wir dann angefangen, uns dagegen zu wehren. Schließlich ist unsere Arbeit wichtig. 

Ohne den Krankentransport, die Sterilisation, die Reinigung und andere Dienstleistungen kann 

der Professor noch so gut operieren – es funktioniert nicht.

2012 haben wir über einen Haustarifvertrag erste Verbesserungen durchgesetzt. 2014 

haben wir uns dann vorgenommen, die Rückführung der Servicegesellschaft ins Klinikum zu 

erreichen. Das ist uns gelungen, weil sich viele Kolleginnen und Kollegen in ver.di organisiert 

haben. Toll war, dass auch etliche an den Aktionen teilgenommen haben, die diesen Schritt 

noch nicht gemacht haben. Zum Beispiel haben wir mit 60 Leuten vor der Aufsichtsratssitzung 

demonstriert. Das hat schon Eindruck gemacht. Wir haben etliche Briefe an den Bürgermeister 

geschrieben und im Rathaus auf unser Anliegen aufmerksam gemacht. All das hat letztlich 

geholfen. Wir sind jetzt wieder direkt im öffentlichen Dienst – mit allen Vorteilen, die das hat. 

Leider haben wir es noch nicht geschafft, die Gehälter zu 100 Prozent anzugleichen. Dafür 

werden wir weiter kämpfen.

Monat Organisationsgrad Aktionen

November 2010 12 % Projektvorstellung, da Auslaufen des Tarifvertrags im Dezember 2010; Betriebsversammlung

Januar 2011 15 % Kick-off-Workshop

Februar 2011 18 % Umfrageaktion

März 2011 19 % Flugblatt mit Auswertung der Umfrage

April 2011 20 % Flugblatt Tarifvergleich

Juli 2011 22 % Betriebstag

September 2011 25 % Kündigung des Tarifvertrags in Nachwirkung

Oktober 2011 25 % Mitgliederversammlung und Wahl der Tarifkommission

November 2011 25 % Tarifworkshop mit Festlegung der Forderungen

Dezember 2011 28 % Flugblatt mit Forderungen und Weihnachtskartenaktion

Februar 2012 35 % Sondierungsgespräch

März 2012 37 % Flugblatt mit Infos über Sondierung und Verhandlungsbeginn; 
1. Verhandlungsrunde (begleitet von ver.di-Installation auf der Klinikumswiese)

April 2012 36 % 2. Verhandlungsrunde (begleitet von Spontan-Demo zur Ver waltungsratssitzung); schriftliche  
Mitarbeiterbefragung zur Aktionsfähigkeit und Auswertung selbiger mit der Tarifkommission  
3. Verhandlungsrunde (Einigung und Abschluss)
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Charité Facility Management:  
Besser organisiert und vorbereitet 

In der Charité Facility Management GmbH 
(CFM) arbeiten rund 2.700 Beschäftigte.  
80 Prozent von ihnen sind direkt in der Ser-
vicegesellschaft angestellt, 20 Prozent haben 
Altverträge mit dem Berliner Uniklinikum und 
werden an die CFM verliehen (»Personalge-
stellung«). Das Eigenpersonal war vor 2011 
komplett tariflos. In einer harten, öffentlich 
viel beachteten Auseinandersetzung setzte 
ver.di ein Eckpunktepapier durch, das – vier 
Jahre vor Einführung des gesetzlichen Min-
destlohns von 8,50 Euro pro Stunde – diesen 
an der CFM zur Untergrenze machte. Vor-
her waren zum Teil nur 5,53 Euro bezahlt 
worden. Ein vollständiger Tarifvertrag steht 
allerdings noch aus.

Nun wollen die Gewerkschaftsaktiven an der 
CFM einen zweiten Anlauf wagen – dieses 
Mal von Beginn an orientiert an »bedingungs-
gebundener Tarifarbeit«. Um durchsetzungs-
fähig zu sein, soll vor dem Eintritt in Tarifver-
handlungen ein Organisationsgrad von 30 
Prozent erreicht sein. Bis zur Drucklegung 
dieser Broschüre stieg dieser beim traditio-
nell schlechter organisierten Eigenpersonal 
von 6,8 auf 13,5 Prozent, einzelne Bereiche 
hatten bereits fast 40 Prozent erreicht. Von 
den Gestellten sind aktuell etwa 31,5 Prozent 
ver.di-Mitglieder. Neben regelmäßigen Flug-
blättern und Bereichsbegehungen setzen die 
Aktivisten vor allem auf gezielte persönliche 
Gespräche, um die Kolleginnen und Kollegen 
von einer aktiven Beteiligung zu überzeugen.

Die Charité Facility 

Management GmbH 

(CFM) ist eine 51- 

prozentige Tochter 

der Charité in Berlin. 

Die privaten Firmen 

Vamed, Dussmann 

und Hellmann sind an 

der CFM als Minder-

heitsgesellschafter 

beteiligt.
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Maik Sosnowsky 

(35) hat bei der Cha-

rité Facility Manage-

ment GmbH (CFM) im 

Hol- und Bringedienst 

angefangen und ist 

seit 2014 Betriebs-

ratsvorsitzender.

»2011 hatten wir eine Auseinandersetzung, wie man sie an der Charité bis dahin nicht kannte. 

Das Management hat den Konflikt mit einer extremen Härte geführt – von Streikbrecherprä-

mien bis hin zu einem Sicherheitsdienst, der sich zum Teil aus den Hells Angels rekrutierte. Auf 

der anderen Seite stand eine sehr unerfahrene Belegschaft, von der ein Viertel befristet ange-

stellt war. Ein weiteres Viertel bestand aus Gestellten der Charité, die ihren Tarifvertrag schon 

hatten. Von denen haben sich leider nur wenige beteiligt, so dass immer nur eine Minderheit 

im Streik war. Das aber mit Ausdauer: Wir waren durchgehend fast drei Monate lang auf der 

Straße. An Aktionen haben wir so ziemlich alles gemacht, was geht. Für die Aktivisten war 

das eine große Belastung. Man musste jeden Tag raus, sich immer was Neues einfallen lassen, 

ohne zu wissen, wie es weitergeht.

Für mich ist seither klar: Wir können uns nur auf unsere eigene Stärke verlassen. Die Politi-

ker haben zwar viele schöne Reden gehalten, passiert ist aber nichts. Dabei ist es ein fatales 

Signal, wenn Beschäftigte eines mehrheitlich landeseigenen Unternehmens ihre Hungerlöhne 

mit Hartz IV aufstocken müssen. Letztlich kommt es darauf an, mit einem Streik wirtschaftli-

chen Schaden zu verursachen. Dazu waren wir nicht ausreichend in der Lage. Dennoch haben 

wir es 2011 immerhin geschafft, dass niemand mehr unter 8,50 Euro pro Stunde bekommt. 

Für einige war das eine deutliche Verbesserung.

Damals sind wir in die Auseinandersetzung ziemlich hinein gestolpert, aber wir haben viel 

gelernt. Jetzt sind wir besser organisiert und vorbereitet. Mit der Zeitung unserer ver.di-Be-

triebsgruppe – die aus der Streikzeitung 2011 entstanden ist – sind wir dran geblieben. Das 

schafft Vertrauen, denn die Kollegen merken: Wir meinen es ernst. Noch wichtiger ist es aber, 

persönlich mit den Leuten zu reden. So wollen wir einen neuen Anlauf für einen Tarifvertrag 

starten, sobald mindestens 30 Prozent organisiert sind. Dazu gibt es gar keine Alternative.

Monat Organisationsgrad Aktionen

Januar 2011 11 % Aktive Mittagspausen

März 2011 12 % Warnstreik am 15. März

Mai 2011 17 % Vollstreik vom 2. bis zum 14. Mai

Juni 2011 17 % Rückzug der IG BAU aus dem Tarifgeschehen

September 2012 19 % Vollstreik ab dem 12. September

Oktober 2012 19 % Vollstreik

November 2012 19 % Vollstreik

Dezember 2012 19 % Vollstreik bis zum 9. Dezember

Wirkung
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ahr-Lippe-Dienstleistungsgesellschaft:  
Mund-zu-Mund-Propaganda entscheidend

Viele Konflikte musste die Belegschaft der 
ahr-Lippe-Dienstleistungsgesellschaft mbH 
(aLD) durchstehen, um eine konsequente 
Interessenvertretung und die Bindung an einen 
ver.di-Tarifvertrag durchzusetzen. Allein 27 Mal 
traf man sich vor dem Arbeitsgericht, das in 
sämtlichen Fällen zugunsten der Beschäftigten 
entschied. Als Reaktion auf die Aktivitäten  
von ver.di schloss die aLD im Juni 2011 einen 
Anerkennungstarifvertrag mit der IG BAU,  
in dem alle reinigungsfremden Tätigkeiten  
grundsätzlich der untersten Lohngruppe zuge- 
ordnet wurden. Dieser Tarifvertrag brachte den  
Beschäftigten im Patiententransport, in  
der Bettenaufbereitung und der sonstigen 
Hauswirtschaft immerhin eine Lohnsteigerung 
von mehr als 13 Prozent, von 7,56 auf 8,55 
Euro pro Stunde. Die folgenden Lohnerhöhun-
gen im Reinigungsgewerbe wurden jeweils auf 
die aLD übertragen.

Dennoch beharrten die Beschäftigten auf 
einem ver.di-Tarifvertrag, den sie nach vielen 
öffentlichkeitswirksamen Aktionen im Juni 
2013 schließlich durchsetzten. Insbesondere 
die Kolleginnen im Stationsservice profitierten 
davon mit einer Einkommensverbesserung 
um 17,8 Prozent auf 10,60 Euro pro Stunde. 
Zudem wurde erstmals eine Jahressonderzah-
lung in Höhe von 60 Prozent der monatlichen 
Vergütung vereinbart.

Die ahr-Lippe- 

Dienstleistungs-

gesellschaft mbH 

(aLD) ist eine 51-pro-

zentige Tochter des 

Klinikums Lippe. Als 

Minderheitsgesell-

schafter ist die ahr 

Unternehmensgruppe 

mit 49 Prozent an der 

aLD beteiligt. In der 

Servicegesellschaft 

arbeiten rund 320 

Beschäftigte an drei 

Standorten in Bad 

Salzuflen, Detmold 

und Lemgo.
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Andrè Karschnia- 

Anke (35) ist  

Betriebsratsvor- 

sitzender der ahr- 

Lippe-Dienstleistungs-

gesellschaft (alD).

»In der ahr-Lippe-Dienstleistungsgesellschaft (aLD) hat die Geschäftsleitung von Anfang an 

versucht, die Beschäftigten davon abzuhalten, sich zu organisieren. Dabei war ihr fast jedes 

Mittel recht. Die Betriebsratswahl 2011 hat sie vor Gericht angefochten. Das hat den Aufbau 

einer kämpferischen Interessenvertretung im Betrieb aber nicht verhindert. Dabei war die Un-

terstützung durch ver.di sehr wichtig, denn wir alle hatten damals ja noch keine Ahnung von 

den Gesetzen und Vorschriften, die beachtet werden müssen. Der gewerkschaftliche Rechts-

schutz hat den Kollegen die Sicherheit gegeben, sich gegen die Willkür zur Wehr zu setzen. 

Entscheidend aber war die Mund-zu-Mund-Propaganda: Durch unzählige Gespräche – die ich 

bei meiner Arbeit im Bettentransport auf den Stationen führen konnte – haben viele Kollegin-

nen und Kollegen ihre Angst verloren.

Das war auch die Basis für die Auseinandersetzung um einen Tarifvertrag, die wir 2012 

begonnen haben. Auch hier gab es wieder riesigen Druck: Zwei Mal hat das Klinikum sogar 

den Vertrag mit der aLD gekündigt, um den Stationsservice anderweitig zu vergeben. Denn 

in diesem Bereich waren und sind wir am besten organisiert. In beiden Fällen haben wir das 

Management dazu gezwungen, die Pläne zurückzunehmen. Das hat allen gezeigt: Wir kön-

nen etwas erreichen. Auch der Versuch, die IG BAU gegen ver.di in Stellung zu bringen, ist am 

Ende gescheitert.

Die Geschäftsleitung und der Landrat wollten einen ver.di-Tarifvertrag unter allen Umstän-

den vermeiden. Doch irgendwann war der öffentliche Druck zu groß. Es gab etliche Medien-

berichte, der Landesarbeitsminister Guntram Schneider (SPD) solidarisierte sich mit uns, auf 

Plakaten machten wir den Geschäftsführer persönlich für die Niedriglöhne verantwortlich. Im 

Sommer 2013 hat er schließlich nachgegeben und einen Tarifvertrag unterzeichnet, der den 

Beschäftigten deutliche Lohnerhöhungen bescherte. Am meisten profitierten die Bereiche, die 

am besten organisiert waren. Die Kampfkraft, die wir mittlerweile entwickelt haben, wollen 

wir unbedingt erhalten und weitere Verbesserungen durchsetzen. Unser Motto als Betriebs-

räte und Gewerkschafter ist: `Gemeinsam sind wir stark!´ Und danach handeln wir auch.

Wirkung

Monat Organisationsgrad Aktionen

März 2011 4 % Wahlversammlung Wahlvorstand; Betriebsratswahl

August 2011 9 % Konstituierende Betriebsratssitzung

Februar 2012 23 % Ganztägiger Tarif-Workshop

März 2012 23 % Plakataktion in Lemgo und Detmold; Zeitungsaktion – Kolleg/innen lesen überdimensionale Zeitun-
gen vor den Krankenhäusern, Kundgebung vor der Aufsichtsratssitzung des Klinikums Lippe

Mai 2012 26 % Tarif-Workshop; Überdimensionales Grundgesetz »wandert« durch die Innenstadt, Postkartenaktion 

Juni 2012 29 % »Warnwachen« vor dem Kreistag; Plakataktion; Besuch des NRW-Arbeitsministers beim Betriebsrat; 
Kundgebung vor Aufsichtsratssitzung des Klinikums Lippe; Aufforderung zu Tarifverhandlungen

Oktober 2012 33 % Ganztägiger Workshop zur Forderungsfindung

November 2012 34 % 1. Verhandlungsrunde

Dezember 2012 35 % 2. Verhandlungsrunde

Februar 2013 35 % »Bauherrenversammlung«; 3. Verhandlungsrunde; Personal check im Reinigungsbereich

März 2013 37 % Aktion zum Weltfrauentag – Demonstration

April 2013 38 % 4. Verhandlungsrunde

Mai 2013 38 % Schlichtungsgespräche mit dem Landesschlichter NRW

Juni 2013 39 % Bericht in der Sendung WISO (ZDF); Empfehlung des Landesschlichters; Abschluss Tarifvertrag

Juli 2013 39 % Tarifvertrag tritt in Kraft
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Krankenhausservicegesellschaft Löbau-Zittau:  
Streik war für alle Neuland

Ganz im Osten der Republik, an der Grenze zu 
Polen und Tschechien, haben Tarifverträge und 
Streiks Seltenheitswert. So war es auch bei der 
Krankenhausservicegesellschaft Löbau-Zittau, 
die das Klinikum Oberlausitzer Bergland in 
Sachsen mit Dienstleistungen aller Art versorgt. 
Doch eine Handvoll Beschäftigter wollte die 
Niedriglöhne nicht länger hinnehmen und 
begann, Kolleginnen und Kollegen auf ver.di 
anzusprechen. Mit großem Erfolg: Mittlerweile 
ist die Mehrheit der 160-köpfigen Belegschaft 
gewerkschaftlich organisiert. Der hohe Orga-
nisationsgrad sowie eine erfolgreiche Demo 
und ein Warnstreik im Frühjahr 2015 brachten 
die Geschäftsleitung dazu, einen Tarifvertrag 
zu unterschreiben. Dadurch steigen die Gehäl-
ter um bis zu zwölf Prozent. Rechnet man die 
Wiedereinführung einer Jahressonderzahlung, 

den ver.di-Bonus von 700 Euro, bis zu zwei 
Tage mehr Urlaub und weitere Verbesserungen 
hinzu, steht unterm Strich ein Plus von rund  
30 Prozent.

Die Krankenhaus-

servicegesellschaft 

Löbau-Zittau ist 

eine 100-prozentige 

Tochter des Klinikums 

Oberlausitzer Berg-

land. An den Kran-

kenhausstandorten 

Zittau und Ebersbach 

erbringen die etwa 

160 Beschäftigten 

Dienstleistungen wie 

Speisenversorgung, 

Reinigung, Technik, 

Pforte, Logistik und 

Wäschedienst.

f

Mitgliederentwicklung

Wirkung

Monat Organisationsgrad Aktionen

Dezember 2013 10 % Aktive aus dem Bereich Technik und Küche beginnen, für einen 
Tarifvertrag um Mitglieder zu werben.

Mai 2014 38 % ver.di-Informationsveranstaltung 

Juni 2014 41 % Workshop – Beginn einer Beschäftigtenumfrage

Juni bis  
August 2014

55 % Persönliche Ansprache der Belegschaft durch die Aktiven mit  
Flugblättern – Lohnvergleich, Umfrageauswertung

September 2014 56 % Mitgliederversammlung und Wahl der Tarifkommission,  
Forderungsfindung.

November 2014 56 % Arbeitgeber lehnt Aufnahme von Tarifverhandungen ab.

Dezember 2014 59 % Nach Androhung von Streikmaßnahmen Sondierungsgespräche mit 
dem Arbeitgeber. Aufnahme von Tarifverhandlungen wird vereinbart.

Januar bis  
Februar 2015

61% Die ersten Tarifverhandlungsrunden verlaufen ergebnislos.

März 2015 63 % Demonstration vor dem Klinikum in Zittau unter dem Motto  
»In Zukunft Tarifvertrag« 

April 2015 65 % Ganztägiger Warnstreik, der den Ausfall der regulären Speisen- 
versorgung, der technischen Instandhaltung und teilwiese der 
Gebäudereinigung zu Folge hatte. Die von ver.di vorgeschlagene 
Notdienstvereinbarung lehnt der Arbeitgeber ab.

Mai 2015 65 % Ein deutliches Entgegenkommen der Arbeitgeber im den  
Verhandlungen

Juni bis Juli 2015 66 % Tarifergebnis erzielt, das inklusive aller geldwerten Tarifbestandteile 
bis zu 30 Prozent Verbesserungen innerhalb einer Laufzeit von zwei 
Jahren bedeutet.
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Ingo Baumhäkel  

(52) ist Servicemit- 

arbeiter und Betriebs-

ratsvorsitzender  

der Krankenhaus- 

servicegesellschaft 

Löbau-Zittau.

»2013 herrschte bei uns ein ganz mieses Arbeitsklima. Die ständige Arbeitsverdichtung hat den 

Leuten zugesetzt, viele waren langzeiterkrankt. Selbst Teilzeitkräfte mussten massenhaft Über-

stunden machen. Und die Bezahlung war so schlecht, dass ein Großteil der Kollegen ihren 

Lohn mit Arbeitslosengeld II aufstocken musste – und das in einem Unternehmen, das zu  

100 Prozent dem Landkreis gehört! All das hat dazu geführt, dass die Stimmung und die  

Motivation irgendwann auf dem Tiefpunkt waren. 

Wir haben in einem kleinen Kreis langjähriger Kollegen angefangen, uns Gedanken zu 

machen, wie wir das ändern können. Schon das war schwierig, weil die Leute an unterschied-

lichen Standorten eingesetzt sind. Wir haben dann erstmal einen Brief an die Geschäftsleitung 

geschrieben – anonym, denn wir hatten schon einige negative Erfahrungen gemacht. Doch 

das Management hat die Kritik einfach ignoriert. Uns war klar: So kommen wir nicht weiter, 

wir brauchen Unterstützung von außen. Deshalb sind wir zu ver.di gegangen. Als große  

Gewerkschaft mit Millionen Mitgliedern hat sie schließlich viele Möglichkeiten und große 

Erfahrung.

Der ver.di-Sekretär hat uns klar gemacht, dass wir ohne einen ordentlichen Organisations-

grad nichts erreichen können. Das hat sich im Nachhinein als absolut richtig herausgestellt. 

Dennoch war es zeitweise ganz schön zäh. Viele hatten Angst um den Arbeitsplatz. »Im Osten 

funktioniert das nicht«, haben sie gesagt. Andere haben aber gut mitgezogen. Irgendwann 

hat sich so eine Dynamik entwickelt und dann hatten wir genug Leute, um loszulegen.

Der erste Probelauf war eine Demo. Da sind fast alle Mitglieder gekommen. Das hat uns 

gezeigt: Es funktioniert, die Einigkeit ist da. Der nächste Schritt war ein eintägiger Warnstreik, 

der ein großes Echo in den Medien hatte. Das hat uns beflügelt. Für uns alle war das ja Neu-

land. Gerade hier in der Region gibt es sonst keine Streiks. Dass wir es dennoch gemacht 

haben, hat auch beim Arbeitgeber Eindruck hinterlassen. Wir haben dadurch ein Verhand-

lungsergebnis erreicht, dass jedem ein Stück Verbesserung bringt: Mehr Urlaub, tarifliche 

Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, Lohnerhöhungen. Der Aufsichtsrat und die Gewerkschafts-

gremien haben der Vereinbarung im September zugestimmt. Wir können sagen: Die  

Auseinandersetzung der letzten zwei Jahre – die gerade für die Aktiven eine enorme Belastung 

war – hat sich gelohnt.



26

SERVICEBETRIEBE IM GESUNDHEITS- UND SOZIALWESEN

Ostalb-Klinikum Servicegesellschaft:  
Befristungen per Tarifvertrag begrenztg

Mitgliederentwicklung
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Noch im Januar 2013 waren in der Ostalb-Kli-
nikum Servicegesellschaft (OAKS) lediglich 
sechs von seinerzeit 125 Beschäftigten in 
ver.di organisiert. Mit Hilfe des Konzepts der 
»bedingungsgebundenen Tarifarbeit« und 
vieler Gespräche stieg der Organisationsgrad 
binnen weniger Monate auf über 50 Pro-
zent. In den Umfragen und Debatten stellte 
sich heraus, dass die Belegschaft zwei große 
Anliegen hatte: Arbeitsplatzsicherheit und das 
Interesse, ohne staatliche Unterstützung von 
ihrer Arbeit und später von der Rente leben 
zu können. Das war bei einem Stundenlohn 
von seinerzeit neun Euro – die Bezahlung aller 
Beschäftigtengruppen orientierte sich am 
Mindestlohntarif der Gebäudereiniger – nicht 
der Fall.

Mit »Wahlprüfsteinen« an die lokale 
Politik, einer Unterschriftensammlung, einer 
Post-it-Klebeaktion und einer »aktiven Mit-
tagspause« machten die Beschäftigten wäh-
rend der Verhandlungen Druck. Das hat sich 
gelohnt: Seit August 2014 gilt in der OAKS 
erstmals ein Haustarifvertrag, mit dem die 
Löhne 2014 je nach Entgeltgruppe um drei 
bis fast 20 Prozent und im Jahr 2015 um 4,2 
Prozent angehoben wurden. Ab 2015 arbei-
tet niemand mehr für weniger als zehn Euro 

pro Stunde. Die neu eingeführte Jahresson-
derzahlung beläuft sich 2016 auf 35 Prozent 
eines Monatsbruttogehalts, die Feiertagszu-
schläge steigen von 75 auf 125 Prozent.  
Ein richtungsweisender Erfolg ist die tarif-
vertragliche Begrenzung von Befristungen 
auf höchstens fünf Prozent der Belegschaft. 
Insgesamt 20 Beschäftigte bekamen deshalb 
zum 1. Februar 2015 ihren unbefristeten 
Arbeitsvertrag zugeschickt. Positiver Neben- 
effekt: In künftigen Tarifauseinandersetzun-
gen wird die OAKS-Belegschaft dadurch noch 
schlagkräftiger.

Die Ostalb-Klinikum 

Servicegesellschaft 

(OAKS) ist eine 

51-prozentige Toch-

ter des Ostalb-Klini-

kums. Die restlichen 

Anteile hält die Firma 

Klinikdienste Süd. 

Die mittlerweile 150 

Beschäftigten sind 

an drei Standorten in 

Aalen, Schwäbisch 

Gmünd und Bopfin-

gen in verschiedenen 

Dienstleistungsberei-

chen tätig.
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Birgit Lutz (43) 

arbeitet im Hol- 

und Bringedienst 

der Ostalb-Klinikum 

Servicegesellschaft 

(OAKS) und ist  

seit fünf Jahren 

Betriebsratsvor- 

sitzende.

»Als ich 2007 im Hol- und Bringedienst der Ostalb-Klinikum Servicegesellschaft (OAKS) angefan-

gen habe, spielten Gesetze keine Rolle. Da hat man schon mal 32 Tage am Stück gearbeitet, 

ohne dass es jemanden interessierte. Um das zu ändern, haben wir mit Hilfe des Klinik-Per-

sonalrats und von ver.di 2010 einen Betriebsrat gegründet. Das war ein Fortschritt, doch die 

Bezahlung war immer noch miserabel: Sie orientierte sich am Mindestlohn des Gebäuderei-

nigerhandwerks, damals unter neun Euro pro Stunde – egal, ob man in der Reinigung, der 

Hauswirtschaft oder im Transport gearbeitet hat. Ein riesiges Problem waren auch die Befris-

tungen: Fast 40 Prozent der Kolleginnen und Kollegen hatten einen befristeten Vertrag.

Wir wollten endlich einen Haustarifvertrag. Uns war klar: Das kriegen wir nur mit ver.di  

hin. Und das haben wir auch den Kolleginnen und Kollegen vermittelt. Denn am Anfang wa-

ren nur ganz wenige in der Gewerkschaft. Bei Teilbetriebsversammlungen haben wir den Leu-

ten erklärt, dass sich ver.di nur dann erfolgreich für uns einsetzen kann, wenn wir uns organi-

sieren. Das hat die Mehrheit der damals gut 120 Beschäftigten dann auch gemacht, so dass 

wir den Arbeitgeber zu Tarifverhandlungen auffordern konnten. Begonnen haben wir mit einer 

Buttonaktion beim Herbstfest 2013: Alle Kolleginnen und Kollegen – auch nicht Nicht-Mitglie-

der – haben unseren Button getragen: »Wir sind Organisiert, Aktiv, Kreativ, Selbstbewusst.« 

Das hat gezeigt: Wir halten zusammen.

Auch der Arbeitgeber und die Verantwortlichen des Klinikums haben das gemerkt. Des-

halb haben sie uns im Sommer 2014 endlich einen Haustarifvertrag zugestanden. Neben 

Einkommensverbesserungen enthält dieser auch eine Klausel, die den Anteil der Befristeten 

auf maximal fünf Prozent der Belegschaft begrenzt. Das ist schon etwas Besonderes und hat 

natürlich vor allem bei den direkt Betroffenen für große Zufriedenheit gesorgt. Mit dem Haus-

tarifvertrag haben wir ein Fundament geschaffen. Unser Ziel ist es, die Schere zum Tarifvertrag 

für den öffentlichen Dienst (TVöD) in den nächsten Jahren noch enger werden zu lassen.

Monat Organisationsgrad Aktionen

November 2012 5 % Erster Kontakt mit dem Betriebsrat

Februar 2013 9 % Betriebsbegehungen

April 2013 35 % Workshop zum Thema Haustarifvertrag; Teilbetriebsversammlung in der Küche

Mai 2013 50 % Teilbetriebsversammlung Hauswirtschaft; Mitarbeiterumfrage

Juni 2013 50 % Auswertungsflugblatt zur Mitarbeiterumfrage; Betriebsversammlungen

Juli 2013 50 % Flugblatt mit einem Tarifvergleich; Vorbereitungstreffen zur Tarifkommissionswahl / Grillen
Wahl der Tarifkommission

September 2013 51 % Tarifworkshop

Oktober 2013 52 % Verhandlungsaufforderung und Buttonaktion beim Herbstfest der OAKS

November 2013 54 % 1. Sondierungsgespräch

Dezember 2013 55 % 2. Sondierungsgespräch

Februar 2014 57 % 1. Verhandlungsrunde

März 2014 58 % 2. Verhandlungsrunde

April 2014 58 % Wahlprüfsteine; Aktive Mittagspause: »Jetzt geht’s um die Wurst«, Post-it-Aktion

Mai 2014 59 % Postkartenmarathon, 3. Verhandlungsrunde, 4. Verhandlungsrunde

Juni 2014 59 % 5. Verhandlungsrunde

August 2014 58 % Umsetzung des Tarifvertrags

Wirkung
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Gesundheit Nord Dienstleistungen:  
Gezielt sensible Bereiche organisiert

Das Selbstbewusstsein der ver.di-Aktiven in 
der Gesundheit Nord Dienstleistungen GmbH 
(GND) – der Dienstleistungstochter des kom-
munalen Kliniverbunds in Bremen – ist groß. 
Zu Recht, denn sie haben schon einiges durch-
gesetzt. Im Kampf um einen Haustarifvertrag 
setzten sie besonders darauf, die Beschäftigten 
von Bereichen zu organisieren, die für das 
Funktionieren der Kliniken unabdingbar sind. 
Schon die Drohung, diese Abteilungen per 
Streik lahmzulegen, veranlasste das Manage-
ment zu Zugeständnissen. Begünstigend wirkte 
ehrlicherweise aber auch ein großer Hygiene- 
skandal. Der Arbeitgeber stand öffentlich unter 
Druck, dem auch wir uns nicht verschließen 
konnten. Mit dem Mitte 2012 erzielten Tarifab-
schluss wurden die Stundenlöhne zum Beispiel 
für die Entgeltgruppe 1 von 8,82 auf 9,12 Euro 
angehoben. Hinzu kamen die Einführung von 
Weihnachts- und Urlaubsgeld sowie weitere 
Verbesserungen. Ein Beschäftigter, der weni-

ger als zwei Jahre bei der GND angestellt und 
in der untersten Entgeltgruppe eingruppiert 
ist, bekommt durch den Abschluss insgesamt 
etwa 4,4 Prozent mehr Geld. Bei einer Beschäf-
tigungszeit von über fünf Jahren beträgt die 
Gesamtsteigerung 5,5 Prozent.

Die 2009 als Nach-

folgerin der Klinik-

service Gesellschaft 

Bremen Nord ge-

gründete Gesundheit 

Nord Dienstleistun-

gen GmbH (GND) ist 

eine 100-prozentige 

Tochter der kommu-

nalen Gesundheit 

Nord gGmbH. Sie 

erbringt Dienstleis-

tungen an den Klini-

ken Bremen-Mitte, 

Bremen-Nord, Bre-

men-Ost und Links 

der Weser.
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Thomas Fischer 

(45) ist Lkw-Fahrer 

und stellvertretender 

Betriebsratsvorsitzender 

der Gesundheit Nord 

Dienstleistungen GmbH 

(GND).

»Ich habe vor gut zwölf Jahren bei der Vorgängerin der Gesundheit Nord Dienstleistun-

gen (GND), der Klinikservice Gesellschaft Bremen Nord (KSG), als Lkw-Fahrer angefangen. 

KSG-Minderheitsgesellschafter war die Deutsche R+S – eine dieser privaten Firmen, deren Pro-

fite auf Dumpinglöhnen basieren. Als Betriebsrat habe ich mich zusammen mit meinen Kolle-

ginnen und Kollegen dafür eingesetzt, dass das Unternehmen wieder vollständig in öffentliche 

Hand kommt. Das gelang: Die Servicegesellschaft ist seit 2009 eine 100-prozentige Tochter 

des Klinikverbundes. Das war ein großer Erfolg, doch an der Bezahlung und den Arbeitsbedin-

gungen änderte das zunächst noch nichts. Weiterhin wurden die Beschäftigten ungleich be-

handelt: Für die gut 200 Gestellten aus dem öffentlichen Dienst galt der TVöD, die Entlohnung 

der restlichen Belegschaft orientierte sich am Mindestlohn der Gebäudereinigerbranche.

Erst musste DGB-intern noch die Zuständigkeit von ver.di geklärt werden. Danach ging  

es los: Innerhalb weniger Monate haben wir die Mitgliedszahlen 2010/2011 massiv hochge-

pusht – von zwei auf fast 20 Prozent. Wir haben gezielt versucht, die für das Unternehmen 

sensiblen Bereiche zu organisieren: das Zentrallager, die Küche, den Transport. Das hat in den 

Tarifverhandlungen eine große Rolle gespielt. Denn wenn wir Lager und Transport mit einem 

Streik lahmgelegt hätten, hätten die vier Kliniken schnell Probleme bekommen. Ein weiterer 

Faktor war der Keimskandal auf einer Intensivstation für Frühgeborene im November 2011.  

In dieser Situation konnte sich der Arbeitgeber keine weiteren Negativschlagzeilen erlauben.

So haben wir im Juli 2012 einen guten Tarifvertrag erreicht, auch ohne größere Aktionen. 

Neben Lohnerhöhungen und der Einführung einer Jahressonderzahlung beinhaltete dieser eine 

Günstigkeitsklausel: Alle Regelungen des Gebäudereinigertarifs, die für die Beschäftigten bes-

ser sind, kommen automatisch zur Anwendung. Und ver.di-Mitglieder bekommen seither zwei 

zusätzliche Urlaubstage im Jahr – bis heute ein tolles Argument bei der Mitgliederwerbung! 

Besonders stolz sind wir darauf, dass wir einen tariflichen Anspruch auf Aufstockung der Ar-

beitszeiten durchgesetzt haben, wenn regelmäßig mehr gearbeitet wird als im Arbeitsvertrag 

vorgesehen. Etliche Teilzeitbeschäftigte haben dadurch mehr Stunden bekommen. Das hat ei-

nen wichtigen Effekt: Wenn die Arbeitsstunden vom Wohlwollen des Chefs abhängen, sind die 

Leute erpressbar. Dass dies nun anders ist, hat das Verhalten der Vorgesetzten verändert. Sie 

müssen jetzt freundlich fragen, wenn sie Kolleginnen und Kollegen außerhalb des Dienstplans 

einteilen wollen. Vorher hat sich niemand getraut, auch mal Nein zu sagen.

Das Selbstbewusstsein ist gewachsen. Das drückt sich auch darin aus, dass wir jetzt einen 

Überleitungstarifvertrag fordern, mit dem die Bedingungen vollständig an den TVöD ange-

glichen werden sollen. Für einige Kollegen gilt der Flächentarif bereits. Denn alle Beschäftig-

tengruppen, deren Bedingungen im Haustarif nicht festgeschrieben sind, fallen automatisch 

unter den TVöD. Auch das war ein Riesen-Erfolg.

Monat Organisationsgrad Aktionen

April 2010 2 % Vorstellung des Projekts

November 2010 12 % Erstes Sondierungsgespräch mit dem Arbeitgeber

Dezember 2010 13 % Wahl der Tarifkommission

Januar 2011 14 % Mitarbeiterumfrage

Februar 2011 15 % Ergebnis Mitarbeiterumfrage

September 2011 19 % Flugblatt Tarifvergleich; 1. Verhandlungsrunde mit dem Arbeitgeber

Juli 2012 19 % Tarifabschluss

Wirkung
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Tarifbindung in Servicegesellschaften herstellen  
Wie gehe ich vor?

Unabhängig davon, ob du in einer Servicegesellschaft arbeitest oder Betriebsrat in einem Krankenhaus 
bist, in dem es eine Servicegesellschaft gibt – bestimmte Schritte und Vorbereitungsarbeiten sind nützlich 
und notwendig, um gemeinsam mit den Beschäftigten gewerkschaftliche Stärke aufzubauen und bessere 
Arbeitsbedingungen durchzusetzen.

Wer sind die aktiv Beteiligten in der 
Startphase?
Kläre als Erstes, wer dich unterstützen 
kann: Gibt es einen Betriebsrat in der 
Servicegesellschaft, sind die Betriebsräte 
gewerkschaftlich organisiert und aktiv? 
Sprich mit deinen Kolleginnen und Kolle-
gen, ob sie auch Interesse daran haben, 
sich für bessere Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen einzusetzen. Suche dir Mitstrei-
terinnen und Mitstreiter, die mit dir am 
gleichen Strang ziehen.

Wenn es einen Betriebsrat mit ver.di- 
Mitgliedern und eine aktive ver.di-Betriebs-
gruppe im Mutterhaus gibt, informiert die-
se über eure Initiative und bindet sie ein.

Ganz wichtig: Setze dich mit dem oder 
der zuständigen Gewerkschaftssekretär/in  
in Verbindung (normalerweise der-/die-
selbe, der/die auch für das Krankenhaus 
zuständig ist) und kläre Ressourcen und 
Vorgehensweise.

6

Klärt die Situation der Servicegesell-
schaft und stellt einen gemeinsamen 
Informationsstand her, vor allem zu 
folgenden Themen: 

Wieviele Beschäftigte gibt es
 • Eigene Beschäftigte
 • Gestellte
 • Leiharbeiter/innen
 • Wie hoch ist der Anteil der Befristeten?

Aus welchen Bereichen (zum Beispiel 
Küche, Reinigung, Patientenbegleitservice) 
kommen die Beschäftigten?

Welche Tarifregelungen gelten für die 
unterschiedlichen Beschäftigtengruppen?: 
Gestellte, Beschäftigte mit einer arbeits- 
vertraglichen/tariflichen Nachwirkung, 
Neubeschäftigte, … .  
Welche Arbeitsbedingungen und Entgelt-
standards, zum Beispiel allgemeinverbind-
liche Tarifverträge, Lohngrundsätze etc., 
werden angewandt?

Wie hoch ist der Organisationsgrad bei  
ver.di, gibt es aktive Gewerkschafter/innen 
in der Servicegesellschaft? Gibt es Mitglie-
der anderer Gewerkschaften, zum Beispiel 
der NGG oder der IG BAU?

Gibt es schon Informationen zu Themen, 
die die Beschäftigten besonders bewegen?

Wer sind die Anteilseigner? Handelt es sich 
um eine 100-prozentige Tochtergesell-
schaft? Falls nicht: Wer sind die privaten 
Gesellschafter?

1. 2.

a|

b|

c|

d|

e|

f|
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TARIFBINDUNG IN SERVICEGESELLSCHAFTEN HERSTELLEN – WIE GEHE ICH VOR?

Organisiert von Anfang an die Kom-
munikation mit den Beschäftigten. Am 
besten ist es, wenn ehrenamtlich Aktive 
durch den Betrieb gehen, unterstützt 
von einem/einer Gewerkschaftsse-
kretär/in, die die Beschäftigten direkt 
ansprechen.

Auftakt einer Kampagne mit der  
Methode der »bedingungsgebundenen 
Tarifarbeit« ist ein Workshop mit  
Aktiven und Interessierten. Dafür  
sollten sich mindestens acht bis zehn 
Personen finden. Dieser wird durch 
den/die zuständige/n Gewerkschafts-
sekretär/in durchgeführt. Ziel des 
Workshops ist es, über den Ablauf von 
Tarifverhandlungen zu informieren und 
zu gemeinsamen Vereinbarungen zu 
kommen. 

Es werden, zum Beispiel beim Work-
shop, Bedingungen für erfolgreiche 
Tarifarbeit verabredet. Erst wenn diese 
erreicht sind, geht ihr in eine Tarifaus- 
einandersetzung! 
guter Organisationsgrad (zum Beispiel  
50 Prozent), vor allem in den strategisch 
wichtigen Bereichen

ausreichend großer Aktivenkreis

gute Vernetzung und guter Wissensstand 
der Aktiven

Stellt einen Plan auf, wie ihr diese Be-
dingungen erfüllen könnt – in welchen 
Bereichen müsst ihr Mitglieder gewin-
nen, welche Aktivitäten nehmt ihr euch 
dafür vor? Wer spricht mit wem? Wie 
bindet ihr Kolleg/innen aus allen Berei-
chen in den Aktivenkreis ein? Welchen 
Schulungsbedarf habt ihr? Überprüft 
regelmäßig, welche Fortschritte ihr ge-
macht habt und wo es noch Bedarf gibt.

Organisiert den Prozess nach den  
Phasen »bedingungsgebundener  
Tarifarbeit« (siehe Kapitel 3). 
Vorlagen für Befragungen gibt es  
im ver.di Mitgliedernetz:  
bit.ly/mgn-aktivsein.

Entscheidend ist, euren Kolleginnen und 
Kollegen die Bedingungen für erfolgrei-
che Gewerkschaftsarbeit zu erklären, 
den Beschäftigten ihre eigene Rolle 
darin begreiflich zu machen und sie 
auf dem Laufenden zu halten. Eine der 
wichtigsten Möglichkeiten, Kolleg/innen 
zu überzeugen, sind Einzelgespräche. 
Diese sind zeitaufwändig, aber eines der 
effektivsten Mittel, Fragen und Zweifel 
zu klären. Es gibt spezielle Bildungsan-
gebote von ver.di zur Eins-zu-eins-Ge-
sprächsführung.

Orientiert euch bei euren Forderungen 
an den Bedürfnissen der Beschäftig- 
ten – und an der »Leitwährung« für Tari-
fe im Krankenhaus, dem Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst (TVöD). Unser 
langfristiges Ziel lautet: TVöD für alle!

3. 6.

7.

8.

9.

4.

5.

a|

b|

c|
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SERVICEBETRIEBE IM GESUNDHEITS- UND SOZIALWESEN

Kontakte zu ver.di7
Vereinte Dienstleistungs- 

gewerkschaft (ver.di)

Paula-Thiede-Ufer 10

10179 Berlin

Telefon: 030.69 56-1804

Landesbezirk  

Bayern

Schwanthalerstraße 64

80336 München

Telefon: 089.5 99 77-1035

Landesbezirk  

Baden-Württemberg

Theodor-Heuss-Straße 2 /Haus 1

70174 Stuttgart

Telefon: 0711.88 788-0300

Landesbezirk  

Berlin-Brandenburg

Köpenicker Straße 30

10179 Berlin

Telefon: 030.88 66-52 50

Landesbezirk  

Hamburg

Besenbinderhof 60

20097 Hamburg

Telefon: 040.2858-4030

Landesbezirk  

Hessen

Wilhelm-Leuschner-Str. 69–77

60329 Frankfurt/Main

Telefon: 069.2569-1321

Landesbezirk  

Niedersachsen/Bremen

Goseriede 10

30159 Hannover

Telefon: 0511.1 24 00-250

Landesbezirk  

Nord

Hüxstraße 1

23552 Lübeck

Telefon: 04 51.8100-801

Landesbezirk  

Nordrhein-Westfalen

Karlstraße 123–127

40210 Düsseldorf

Telefon: 0211.618 24-290

Landesbezirk  

Rheinland-Pfalz-Saarland

Münsterplatz 2–6

55116 Mainz

Telefon: 06131.97 26-131

Landesbezirk Sachsen,  

Sachsen-Anhalt, Thüringen

Karl-Liebknecht-Straße 30–32

04107 Leipzig

Telefon: 0341.52901-230

Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen

ver.di vor Ort finden: 

www.verdi.de/wegweiser 
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Coffee to 
come! 
Wo?  „Zum Goldenen Lamm“ 

Marktplatz 15, 86655 Harburg 
Wann? Donnerstag, 19. September 

2013 
19 Uhr 

Mit wem? hoffentlich vielen 
Kolleginnen und Kollegen 

der Donau-Ries-Service GmbH 
 
! Sie wollen wissen wie es weiter gehen 

könnte? 
! Sie wollen ihre 

Arbeitsbedingungen/Bezahlung 
verbessern? 

 
Dann kommen Sie vorbei und lassen Sie uns 
gemeinsam vereinbaren wie es weiter geht und 
unter welchen Bedingungen. In entspannter 
Atmosphäre gibt es einen kostenlosen Kaffee 
oder auch ein anderes Getränk und wir stellen 
Ihnen unseren Plan vor. 
 
Wir freuen uns auf Sie!  
 
Thorsten Hautmann und Kathrin Weidenfelder 
ver.di Gewerkschaftssekretäre 
Tel. 0175 – 4327101 oder 0171-1701695 
V.i.S.d.P.: Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, Bundesfachbereich 3, Sylvia Bühler, Bearbeitung: Thorsten 
Hautmann 
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Coffee to 
come! 

gibt es für große Teile der Beschäftigten der OAKS 
noch nicht!

Deshalb fordern wir eine Begrenzung der Befristungen 
auf höchstens 5% der Belegschaft

Mach mit, um das durchzusetzen!

Gesunde “Arbeitsplätzchen”...

Gesunde_Arbeitsplätzchen.indd   1 11.12.2013   02:20:43

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auch Sie haben einen Tarifvertrag mit besseren 
Einkommens- und Arbeits-bedingungen verdient. Wenn 
folgende Bedingungen erfüllt sind stehen die Chancen 
sehr gut, auch in Ihrem Betrieb einen guten 
Haustarifvertrag abzuschließen. 

1. Wir brauchen eine demokratische Legitimation. 
Wenn innerhalb einer Belegschaft die Mehrheit 
gewerkschaftlich organisiert ist, haben wir einen 
Verhandlungsauftrag. 

2. 2. Wir brauchen Fairness und die Unterstützung 
möglichst aller Kollegen und Kolleginnen. Und mal 
ehrlich, ist es nicht ein blödes Gefühl ohne eigenes 
Zutun an den Erfolgen der beitragszahlenden 
Kolleginnen und Kollegen teilhaben zu wollen? 

3. Es bedarf arbeits- und sozialrechtlicher 
Kompetenzen, um Tarifverträge verhandeln zu 
können. Gewerkschaftssekretäre verfügen über 
diese Kompetenzen und unterstützen Sie im 
Tarifprozess.  

Wir brauchen Sie für Ihren 
Tarifvertrag 

 

 

 

 

 

 

 

 

Du willst mehr 

Geld? 

Kannst Du 

haben!  
 

 

 

 

 

 

 

Aber nicht vom Betriebsrat. Oft stehen Betriebsräte in 
der Kritik, weil Sie nicht die Erwartungen der 
Beschäftigten erfüllen. Ein Grund dafür ist: Betriebsräte 
haben nicht die Möglichkeiten einer Gewerkschaft 
Interessen durchzusetzen. Obwohl beide für 
Arbeitnehmerrechte eintreten, sind die Aufgaben von 
Gewerkschaft und Betriebsrat klar getrennt. 

V.i.S.d.P.: Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, Fachbereich 3, Ellen Paschke. Bearbeitung: Jens Ortmann 
 

April 2011 
Liebe Kolleginnen und Kollegen der ahr-Lippe-Dienstleistungsgesellschaft mbH, 
 
im Klinikum Lippe arbeiten die unterschiedlichsten Berufe zusammen. Dabei haben wir alle ein 
gemeinsames Ziel: Das Wohl und die Genesung der Patienten.  
 
Dazu gehören nicht nur Ärzte, Krankenschwestern und Pfleger, sondern auch 
Reinigungskräfte, Pflegeservicekräfte, Krankentransportkräfte, Logistiker, 
Sterilisationsmitarbeiterinnen und viele weitere Servicekräfte. Nur wenn alle an 
einem Strang ziehen, können die Patientinnen und Patienten gut versorgt werden.  
 
Jeder ist wichtig mit seinem besonderen Kenntnissen und Fähigkeiten. 
 
Das scheint jedoch unser Arbeitgeber, das Klinikum Lippe, anders zu sehen. Daher wurden 
viele Tätigkeiten in der Vergangenheit in die aLD ausgegliedert. Im Ergebnis wird so unsere 
Bezahlung abgesenkt und unsere Arbeitsbedingungen verschlechtert. Ohne einen 
richtigen Tarifvertrag reicht das Geld kaum zum Leben.  
 
Dem wollen wir etwas entgegen setzen. 
Daher haben wir eine ver.di-Betriebsgruppe 
gegründet.  
 
Wir sind der Meinung, dass jeder von uns 
mehr Rechte braucht. Dazu wollen wir 
einen Betriebsrat gründen. Dann muss uns 
der Arbeitgeber in wichtigen Fragen, wie z. 
B. der Dienstplanung oder aber bei 
Einstellungen und Entlassungen fragen und 
kann nicht mehr alles alleine entscheiden. 
 
Wir sind der Meinung, wer gute Arbeit 
leistet braucht mehr als einen Mindestlohn! 
Wir brauchen einen Tarifvertrag für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Krankenhauses. 
Und dazu gehören selbstverständlich auch wir in der aLD. Dafür gibt es eine 
Gewerkschaft: ver.di!  
 
Ver.di ist die zuständige Fachgewerkschaft. Als vereinte Dienstleistungsgewerkschaft vertritt 
ver.di alle Berufe in der aLD. Und darin sind wir richtig gut. Wir haben tolle Leistungen (siehe 
Rückseite). Wir bieten einen umfassenden Rechtsschutz. Und wir haben die besseren 
Tarifverträge! 
 
Nicht vergessen: Nur gemeinsam sind wir stark! 
 
Eure Kolleginnen und Kollegen aus der ver.di Betriebsgruppe  
in der ahr-Lippe-Dienstleistungsgesellschaft 
 
 
Bei Fragen steht Euch ver.di-Gewerkschaftssekretär 
Jens Ortmann gerne zur Verfügung.  

 
ver.di – eine Gewerkschaft für alle  

 

 

 

 

 

• Sie haben mit Ihrem Arbeitgeber selbst einen guten Arbeitsvertrag verhandelt und 
sind mit Ihren Arbeitsbedingungen zufrieden? 

• Sie verdienen gut, bekommen 30 Tage Urlaub, dazu Urlaubs- und Weihnachts-
geld? 

• Ihr Arbeitsplatz ist sicher? 
 

Dann brauchen Sie diese Info nicht weiterlesen! 
  
Liebe Kollegin, lieber Kollege, 
 
Sie sind eine(r) der ca. 11.300 Beschäftigten, die als medizinisch-technischer Dienst, Funktions-
dienst, klinisches Hauspersonal, Wirtschafts- und Versorgungsdienst, technischer Dienst oder 
Verwaltungsdienst meist in einer Servicegesellschaft der Helios Kliniken Gruppe arbeitet. Die 
Arbeitsbedingungen in diesen Servicegesellschaften unterscheiden sich erheblich von denen der 
Klinikbeschäftigten. Es gibt keine echte Tarifbindung – wenn es erneut zu einer Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung kommt, finden lediglich die gesetzlichen Mindestlohnregelungen Anwendung.  
 
Am schlimmsten ist jedoch, dass die Helios Kliniken Gruppe ihre Servicegesellschaften 
und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Konkurrenz zueinander setzt:  
 
Die Klinikgeschäftsführungen haben die Möglichkeit, die Reinigungs-, Catering- und sonstige 
Dienstleistungsaufträge in regelmäßigen Abständen neu auszuschreiben. Wenn dann ein anderer 
Minderheitsgesellschafter den Zuschlag bekommt, gehen Sie in den Betriebsübergang. Für viele 
zeitlich Befristete beginnt alles von vorne. Selbst wenn Sie vom neuen Dienstleister einen Arbeits-
vertrag bekommen, ändert sich unter Umständen ihr vereinbartes Stundenvolumen (und damit ihr 
Lohn), Ihre Beschäftigungszeit beginnt von vorn, Sie bekommen Urlaub wie ein Berufsanfänger 
und sind wieder innerhalb einer Probezeit kündbar……  
 
Auch Sie tragen tagtäglich mit ihrer Arbeit zum Erfolg der Helios Kliniken Gruppe bei.  
(Jahresergebnis 2009 = 110,7 Mio. €) 
 
Deshalb haben Sie es nicht verdient, als Mitarbeiter/in zweiter Klasse behandelt zu werden! 
Wir wollen erreichen,  dass ihre Arbeitsbedingungen, Ihre Vergütung und Ihre Übernahme 
im Falle eines Dienstleisterwechsels tarifvertraglich geregelt werden!  
 
Dieses Ziel ist nur mit Ihnen gemeinsam erreichbar!  
! Wir brauchen einen deutlichen Auftrag der Belegschaft. 
! Wir als Gewerkschaft brauchen Mitglieder im Betrieb. 
! Die Qualität eines Tarifvertrages ist ganz entscheidend von der  

Durchsetzungsfähigkeit der Gewerkschaft abhängig.  
! Nur wenn die Gewerkschaft gut aufgestellt ist, sind wir auch in der Lage fair, auf gleicher 

Augenhöhe und erfolgreich mit Ihrem Arbeitgeber zu verhandeln.  

Information  
 
Liebe  Kolleginnen und Kollegen, 
der HEGES G mbH - Betriebsstätte Schwerin  

www.mitgliedwerden.verdi.de
V.i.S.d.P. Dienstleistungsgewerkschaft ver.di: Bundesverwaltung Fachbereich3; Sylvia Bühler; Bearbeitung: André Urmann c/o ver.di Landesbezirk SAT, Karl-Liebknecht-Str.30-32, 04107 Leipzig,

Tel. 0341 52901260, Email andre.urmann@verdi.de

Dann melde Dich bei ver.di!

Deine Kolleginnen und Kollegen der RK Catering Mitte
haben es geschafft. Mit Ausdauer und Entschlossenheit 
konnte ein Tarifvertrag wider den Bedenken aller Skeptiker 
und Wegducker für ver.di Mitglieder durchgesetzt werden.  
 
Alle in ver.di organisierten Beschäftigten der 
RK Catering Mitte genießen ab jetzt bessere Stunden- 
löhne, eine beachtliche Jahressonderzahlung und viele 
weitere Begünstigungen.

Der Einstiegslohn liegt bei 8,50 € pro Stunde. So hat beispielsweise eine
Mitarbeiterin im Stationsservice nun mindestens 1445,00 € Grundgehalt (VK*) und die 
Küchenhilfe verdient mit 1422,00 € (VK*) nun auch über 350 € mehr im Monat. 

Diese Lohnsteigerungen von rund 35 Prozent waren nur möglich, weil sich die große 
Mehrheit der RK Mitte Beschäftigten in ver.di organisiert hat.

 

Dein verdi Kontakt 

Name:  André Urmann
Telefon 0341 52901 260 
Email  andre.urmann@verdi.de
Internet: www.du-verdienst-mehr-sat.verdi.de

* alle Angaben in € mtl. beziehen sich auf ein 
Vollzeitarbeitsverhältnis mit 38,5 Wochenstunden 

Fachtagung für betriebliche Interessenver-
tretungen aus Servicegesellschaften von 
Krankenhäusern und Gesundheitseinrich-
tungen

13. - 14. Oktober 2015
in Göttingen

Anmeldung
Bitte für die Anmeldung den beigefügten Vor-
druck verwenden. Sie erhalten von uns eine 
Anmeldebestätigung mit weiteren Hinweisen.

Anmeldeschluss ist der 01. September 2015

Weitere Informationen
ver.di Bildung+Beratung Gemeinnützige GmbH
Bundesweite Seminare und Tagungen
Köpenicker Str. 31, 10179 Berlin

Ihre Ansprechpartnerin: Annette Risau
Tel.: 030-2639989-14
Fax: 030-2639989-25
Mail: risau@bb-verdi-bub.de
Web: www.verdi-bub.de

Ausgegliedert? 

jetzt erst recht!Beginn der Tagung
Dienstag, 13.10.2015, um 14.00 Uhr
Ende der Tagung
Mittwoch, 14.10.2015, um ca. 13.00 Uhr

Tagungsgebühr
Die Tagungsgebühr beträgt 158,00 € (gem. § 4 Nr. 
22a UStG umsatzsteuerbefreit) und wird von ver.di 
Bildung + Beratung Gemeinnützige GmbH ca. zwei 
Wochen vor Tagungsbeginn in Rechnung gestellt. 

Hotelkosten
Zusätzlich zur Tagungsgebühr entstehen Kosten 
für Unterkunft/Verpflegung in der Tagungsstätte in 
Höhe von 227,00 €. Sie werden von der Tagungs-
stätte direkt mit Ihnen, bzw. Ihrem Arbeitgeber 
abgerechnet.

Die Fahrtkosten sind in der Tagungsgebühr nicht 
enthalten.

Freistellung + Kostenübernahme
Die Tagung richtet sich an Mitglieder von Betriebs-
räten, Personalräten, MAV und Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen in Servicegesellschaften von 
Krankenhäusern und Gesundheitseinrichtungen.
Die Kosten für die Teilnahme an der Tagung trägt 
der Arbeitgeber. Die Freistellung erfolgt nach § 37 
Abs. 6 BetrVG und vergleichbaren Regelungen in 
Personalvertretungs- und Mitarbeitervertretungsge-
setzen.

Veranstaltungsort / Anreisehinweis
Park Inn Hotel Göttingen
Kasseler Landstr. 25c
37081 Göttingen
http://www.parkinn-goettingen.de/

Organisatorische Hinweise

Fachtagung für betriebliche Interessenver-
tretungen aus Servicegesellschaften von 
Krankenhäusern und Gesundheitseinrich-
tungen

23. - 24. September 2014
in Leipzig

Anmeldung
Bitte für die Anmeldung den beigefügten Vor-
druck verwenden. Sie erhalten von uns eine 
Anmeldebestätigung mit weiteren Hinweisen.

Anmeldeschluss ist der 14. August 2014

Weitere Informationen
ver.di Bildung+Beratung Gemeinnützige GmbH
Bundesweite Seminare und Tagungen
Köpenicker Str. 31, 10179 Berlin

Ihre Ansprechpartnerin: Annette Risau
Tel.: 030-2639989-14
Fax: 030-2639989-25
Mail: risau@bb-verdi-bub.de
Web: www.verdi-bub.de

Ausgegliedert 
und nun?Beginn der Tagung

Dienstag, 23.09.2014, um 14.00 Uhr
Ende der Tagung
Mittwoch, 24.09.2014, um ca. 13.00 Uhr

Tagungsgebühr
Die Tagungsgebühr beträgt 360,00 € (gem. § 4 Nr. 
22a UStG umsatzsteuerbefreit) und wird von ver.di 
Bildung + Beratung Gemeinnützige GmbH ca. zwei 
Wochen vor Tagungsbeginn in Rechnung gestellt. 
Sie beinhaltet Unterkunft, Verpflegung, Referenten- 
und Materialkosten, Konzeptionierung und Organi-
sation.

Die Fahrtkosten sind in der Tagungsgebühr nicht 
enthalten.

Freistellung + Kostenübernahme
Die Tagung richtet sich an Mitglieder von Betriebs-
räten, Personalräten, MAV und Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen in Servicegesellschaften von 
Krankenhäusern und Gesundheitseinrichtungen.

Die Kosten für die Teilnahme an der Tagung trägt 
der Arbeitgeber. Die Freistellung erfolgt nach § 37 
Abs. 6 BetrVG und vergleichbaren Regelungen in 
Personalvertretungs- und Mitarbeitervertretungsge-
setzen.

Veranstaltungsort/Anreisehinweis
Ramada Hotel Leipzig
Schongauer Str. 39
04329 Leipzig
www.h-hotels.com/hotels/ramada-hotel-leipzig

Organisatorische Hinweise

Mehr Materialien und Vorlagen  

     gibt es auf  

  bit.ly/mgn-aktivsein
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www.gesundheit-soziales.verdi.de/branchen/servicebereiche  




